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Das Sanktionsrecht des Landesfursten 

Thomas Nigg 1  

1. Einleitung 
.Das Farstentum ist eine konstitutionelle Erbmonarcbie 
auf demokratischer und parlamentariscber Grundlage 
(Art 79 und 80); die Staatsgewalt ist im Farsten und im 
Volke verankert und wird von beiden nach Massgabe der 
Bestimmungen dieser Verfassung ausgeetbt..2  

Gemass diesem programmatischen Bekenntnis bilden 
Ftirst und Volk die gemeinsamen Trager der Staatsgewalt 
in Liechtenstein. Das wechselseitige Verhaltnis zwischen 
Erbmonarchie und demokratischer und parlamentari-
scher Grundlage zeigt sich dabei insbesondere im Bereich 
der Gesetzgebung. So bilden Landesftirst und Volk bzw. 
Landtag als eigenstandige Staatsorgane die Legislativor-
gane Liechtensteins. Der Landtag nimmt gestaltend an der 
Gesetzgebung teil und fungiert als das Organ, welches 
den Beschluss fiber den Gesetzestext fasst. Zur GUltig-
keit eines jeden Gesetzes ist, ausser der Zustimmung des 
Landtages, die Sanktion des Landesftirsten erforderlich. 
Der Fiirst kann allein kein Gesetz erzeugen; ohne seine 
Mitwirkung kann aber auch kein Gesetz abgeandert wer-
den. Dem Sanktionsrecht des Farsten stehen die Geset-
zesbeschlussrechte des Landtages und des Landesvolkes 
gleichrangig gegentiber.3  Beide, Fiirst und Volk bzw. als 
dessen Reprasentant der Landtag miissen im dualistischen 
Verfassungssystem zusammenwirken, damit em n Gesetz 
entstehen und seine Rechtswirkung entfalten kann. Die 
Befugnis zur Gesetzgebung ist in Liechtenstein in einer 
demokratischen und rechtsstaatlichen Auspragung der 
Gewaltenteilung dem Landtag, dem Fiirsten und dem 
Volk im Zusammenwirken zugeteilt. 

Das Sanktionsrecht des Landesftirsten ist immer wie-
der Gegenstand kontroverser Diskussionen und mitun-
ter einer der wichtigsten Grande, weshalb dem Fiirsten 
eine .besonders starke Stellune bzw. .Dominan.z,5  im 
staatsrechtlichen Geffige attestiert wird. Im Rahmen des 
gegenstandlichen Artikels werden die wesentlichen Ge-
sichtspunkte des umstrittenen Sanktionsrechts dargelegt 
und die dazu vertretenen Literaturmeinungen einer kriti-
schen Auseinandersetzung zugeffihrt. 

' MA. HSG Thomas Nigg ist Rechtsanwalt und Partner bei Gas-
ser Partner Rechtsanwalte in Vaduz (Kontakt: thomas.nigg@gas-
serpartner. com) . Im Rahmen seiner Praxis hat er sich u.a. mit 
Fragen des liechtensteinischen Verfassungsrechts auseinanderge-
setzt. Der gegenstandliche Beitrag enthalt Ergebnisse aus diesen 
Untersuchungen. 
Art 2 der Verfassung des Farstentums Liechtenstein vom 5. Okto-
ber 1921. 

3  Winkler, Verfassungsrecht in Liechtenstein (2001) 87. 
4  Betsser, Parlamentarisches Policy-Agenda-Setting des monarchi-

schen Staatsoberhaupts, in Wolf(Hrsg.), State Size Matters — Poli-
tik und Recht im Kontext von Kleinstaatlichkeit und Monarchie 
(2016) 59 (61). 

5  H. Wille, Die liechtensteinische Staatsordnung (2015) 235, 712, 
der vertritt, dass dem Landesfursten vein signifikantes Eigenge-
wichb zukomme, das sich in einem vtlberhang von Recbten im 
Verhaltnis zu den Recbten des Volkes bzw. Landtages,  aussere. 

2. Gesetzliche Grundlagen 
Das Sanktionsrecht des Landesffirsten ist in Art 9, Art 65 
und Art 112 Abs 2 der Verfassung des Fiirstentums Liech-
tenstein vom 5. Oktober 1921 (“LV”) normiert. Art 9 LV 
legt fest, dass jedes Gesetz zu seiner Giiltigkeit der Sank-
tion des Landesfiirsten bedarf.6  Diese Bestimmung gilt 
seit 1921 unverandert. Sic steht in systematischem Zu-
sammenhang mit Art 65 Abs 1 LV, der das Verfahren der 
Sanktionserteilung nailer regelt. 

Gemass Art 65 Abs 1 LV darf ohne Mitwirkung des 
Landtages kein Gesetz gegeben, abgeandert oder authen-
tisch erklart werden. Zur Gtiltigkeit eines jeden Gesetzes 
ist ausser der Zustimmung des Landtages die Sanktion 
des Landesfarsten, die Gegenzeichnung des verantwort-
lichen Regierungschefs oder seines Stellvertreters und 
die Kundmachung im Landesgesetzblatte erforderlich. 
Erfolgt die Sanktion des Landesfiirsten nicht innerhalb 
von sechs Monaten, gilt sic als verweigert. Diese Fristen-
regelung wurde im Zuge der Verfassungsrevision 2003 
eingefiigt. 

Nach der ausdrticklichen Anordnung des Art 112 
Abs 2 LV bedtirfen nicht nur einfache Gesetze der Sank-
tion, sondem auch Abanderungen der Verfassung mit 
Ausnahme des Verfahrens zur Abschaffung der Monar-
chic. Eine gemass Art 113 Abs 2 LV vom Volk angenom-
mene Verfassung auf republikanischer Grundlage bedarf 
folglich keiner Sanktion.7  

3. Charakter des Sanktionsrechts 
Das Sanktionsrecht ist Ausdruck der konstruktiven Mit-
wirkungsbefugnis des Landesfiirsten an der Gesetz-
gebung. Es handelt sich bei seiner Zustimmung nicht 
primar urn die Ausiibung eines Vetorechts, sondern um 
em n notwendiges Zusammenwirken zwischen Fiirst und 
Landtag.8  Die Legislative in Liechtenstein erhalt dadurch 
den Charakter einer Vereinbarung zwischen Fiirst und 
Landtag, die den Anteil der beiden Parteien an der Ge-
setzgebung gleichmassig aufteilt. Hauptthema des Art 9 
LV ist daher nicht das Vetorecht, sondem das Sanktions-
recht, d.h. das Recht des Fiirsten zu einer substantiellen 
Mitwirkung an der Gesetzgebung.9  

Aus der Verfassung lasst sich keinerlei Einschrankung 
des dem Fiirsten zustehenden Ermessens bei der Aus-
tibung des Sanktionsrechts ableiten. Er hat das unbe-
schrankte, in sein freies Ermessen gestellte Recht, sic 

6  Unter den in Art 13bis LV genannten Voraussetzungen kann der 
Landesffirst die Sanktionierung auch an den Erbprinzen delegieren, 
siehe Bussjager in Liechtenstein-Institut, Komrnentar zur liechten-
steinischen Verfassung, Online Kommentar (03.09.2015) Art 9 Rz. 48. 
Bussjager in Liechtenstein-Institut, Online Kommentar, Art 9 Rz. 
1 if., 34. 

8  Allgauer, Die parlamentarische Kontrolle -fiber die Regierung im 
Fiirstentum Liechtenstein (1989) 63. 

9  Winkler, Die Verfassungsreform in Liechtenstein (2003) 185, 191. 
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zu verweigem.1° Die Sanktion kann innerstaatlich ge-
gen-111)er dem Fursten weder erzwungen noch untersagt 
werden. Der Landesfiirst ist nicht verpflichtet, eine all-
fallige Verweigerung der Sanktion zu begrtinden.11  Der 
Landesfiirst ist sohin als gleichberechtigter Mitwirkender 
am Gesetzgebungsverfahren zu betrachten, dem em n urn-
fassendes Prilfungsrecht hinsichtlich der ihm zur Sank-
tion vorgelegten Gesetze zusteht. 

Diese Prilfung der vorgelegten GesetzesbeschlUsse 
umfasst sowohl formelle als auch materielle Aspekte und 
schliesst auch reine Zweckmassigkeitsfragen nicht aus.12  
Art 9 LV ist im Zusammenhang mit Art 2 LV zu lesen, 
wonach die Staatsgewalt des Fiirstentums im Fursten 
und im Volk verankert ist und von beiden nach Mass-
gabe der Bestimmungen der Verfassung ausgebbt wird. 
In diesem Sinn ist der Fiirst als einer der beiden Trager 
der Staatsgewalt gemeinsam mit dem Volk und fUr dieses 
bei der Gesetzgebung zur Gewahrleistung der Verfas-
sung berufen. Hieraus lasst sich eine erste, sehr wichtige 
Funktion des Sanktionsrechts ableiten. Es dient namlich 
dem Schutz “fibergeordneter Interessen des Staates 13  und 
insbesondere dem .Schutz der Verfassung, da damit das 
Zustandekommen “sachlich verfehlter oder verfassungs-
widriger Gesetzesbeschlasse,  verhindert werden kann. 
Die Sanktion des Fiirsten ist eine substantielle Vorausset-
zung fur das materielle und formelle Zustandekommen 
aller Gesetze von Liechtenstein. Die Moglichkeit ihrer 
Verweigerung dient dem Schutz vor unbedachter oder 
gezielter Verletzung der Verfassung. Der Landesfurst wird 
damit — neben dem Staatsgerichtshof (StGH) — zum Fluter 
der Verfassung.14  

Im Zuge der Verfassungsreform 2003 wurde in Art 65 
Abs 1 LV eine Befristung des Sanktionsrechts eingefuhrt. 
Wird die Sanktion nicht innerhalb von sechs Monaten 
erteilt, dann gilt sie als verweigert. Der Beginn des Laufes 
der Frist bemisst sich nach dem Zeitpunkt, an welchem 
das Gesetz dem Landesfiirsten zur Erteilung der Sanktion 
vorgelegt wurde.15  Das Gesetzgebungsverfahren soll mit 
Ablauf der Frist beendet werden und den Weg far einen 
neuen, verbesserten Gesetzesvorschlag ilber denselben 
Gegenstand wieder freiraumen. Die in Art 65 Abs 1 LV 
vorgesehene Frist schrankt demnach das Sanktionsrecht 
des Ftirsten zeitlich em n und zielt darauf ab, dem Fall 
eines anhaltenden Untatigbleiben des Fiirsten entge- 

10  Weber, Das Gegenzeichnungsrecht unter besonderer Berticksich-
tigung der Verfassung des Eiirstentums Liechtenstein, Schriften 
zum Staats- und VOlkerrecht, Bd. 75, (1997) 158; M Ritter, Die 
Organisation des Gesetzgebungsverfahrens, LJZ 1991, 71 (75); 
Steger, Hirst und Landtag nach liechtensteinischem Recht (1950) 
73 ff.; vgl. auch Pappermann, Die Regierung des Ffirstentums 
Liechtenstein (1967) 130, der davon ausgeht, dass der Furst ledig- 
lich 	verpflichtet sei, die Sanktion zu erteilen, wenn eine 
Verweigerung zum Nachteil des Volkes ware; a.A. H. Wille, Die 
liechtensteinische Staatsordnung (2015) 378, wonach der Hirst 
sich bei einer Verweigerung auf sachliche Griinde stiltzen mUsse. 
Marxer/Pallinger, Direkte Demokratie in der Schweiz und in 
Liechtenstein — Systemkontexte und Effekte (2006) 38. 

" Weber, Gegenzeichnungsrecht 159. 
13  Rossano, Parlamentarische Regierungsform und Demokratie in 

der Verfassung Liechtensteins, in Carrino (Hrsg.) Rechtsstaat und 
Demokratie in der Verfassung von Liechtenstein (2009), 71 (82). 

14  Winkler, Verfassungsreform 185 ff., 196 ff. 
15  Bussjager in Liechtenstein-Institut, Online Kommentar, Art 9 Rz. 69. 

genzuwirken. Dementsprechend ist die Befristung des 
Sanktionsrechts zu begrussen, da sie Rechtssicherheit 
und -klarheit far die Zukunft schafft und einem mag-
licherweise neu gewahlten Landtag oder dem Volk selbst 
neue Handlungsmoglichkeiten signalisiert.16  

4. Rechtsvergleichende Erwagungen 
Im Vergleich mit anderen Staaten zeigt sich, dass das 
Sanktionsrecht des Landesfiirsten unter den Verfassun-
gen der monarchischen Mitgliedstaaten des Europarates 
keineswegs eine Ausnahme bildet. Vielfach wird auch 
Staatsoberhauptern in republikanischen Verfassungen 
von Staaten, wo das Staatsoberhaupt nicht in irgendei-
ner Weise an der Legislative partizipiert, die praventive 
Kontrolle tiber die Gesetzgebungsaktivitaten von Parla-
ment und Regierung anvertraut. In Italien kommt diese 
Kontrolle beispielsweise darin zum Ausdruck, dass emn 
Gesetz an das Parlament (oder em n Dekret an die Regie-
rung) zunickverwiesen werden kann, urn eine aberma-
lige Prafung im Lichte aufgeworfener Legitimitats- oder 
substantieller Aspekte zu veranlassen. 17  

Obwohl in den USA die Verfassung alle gesetzgebende 
Gewalt dem Kongress zuteilt, komrnt dem Prasidenten 
ebenso eine bedeutende rechtsformulierende Rolle zu. 
So kann er formell Gesetzesentwilrfe des Kongresses 
mittels Veto ablehnen, was in der Verfassungswirklich-
keit der USA em n sehr haufig gebrauchtes Mittel darstellt. 
Wird dieses Veto von den Abgeordneten nicht mit Zwei-
drittelmehrheit itherstimmt, so ist das Gesetz geschei-
tert. 18  Ein ahnliches Sanktionsrecht sehen dartiber hinaus 
auch die Verfassungen von Finnland, Griechenland und 
Portugal vor. Portugal kennt sogar em n echtes Vetorecht 
des Staatsoberhaupts gegen geplante Gesetze. 

Ebenso kann an dieser Stelle em n Vergleich mit Oster-
reich gezogen werden, wo der Bundesprasident gernass 
Art 47 Abs 1 Bundes-Verfassungsgesetz (43-VG") das ver-
fassungsmassige Zustandekommen der Bundesgesetze 
zu beurkunden hat.2° Dem Osterreichischen Staatsober-
haupt kommt dabei auch ein Recht auf Priifung der Ge-
setze zu, dessen Natur in der Literatur umstritten ist.21  
Wahrend in der osterreichischen Staatslehre teilweise 
die Meinung vertreten wird, dass die Pnifungskompe-
tenz des Bundesprasidenten rein .formeller. Natur ist 
und sich auf die Einhaltung des verfassungsmassigen Ge-
setzgebungsverfahrens im engeren Sinne beschrankt22, 

16  Winkler, Verfassungsreform 194; i.d.S. auch Rossano in Carrino 
81; vgl. auch BuA 2001/87, 25. 

17  Rossano in Canino 82. 
15  G. Batliner, Zur heutigen Lage des liechtensteinischen Parla-

ments (1981) 21 FN 29; Rossano in Carrino 81. 
19  Winkler, Verfassungsrecht 93 f. mit zahlreichen weiteren Rechts-

vergleichen. 
20  Die Rolle Bundesprasidenten als Gesetzesbeurkunder wird der in 

der Staatslehre auch als die eines “Staatsnotars” bezeichnet. Dabei 
muss jedoch beachtet werden, dass es in osterreich tatsachlich 
einmal das Amt eines “Staatsnotars gegeben hat, das allerdings 
wegen seiner Bedeutungslosigkeit bald beseitigt wurde. Siehe 
dazu Jahnel, Die Mitwirkung des Bundesprasidenten an der Bun-
desgesetzgebung, JB1 1987, 633 (639). 

21  Mayer/Kucsko-Stadlmayer/Steger, Bundesverfassungsrecht" (2015) 
Its. 469 f. 

22  Berka, Verfassungsrecht3  (2010) 193. 
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geht eine andere Lehrmeinung von einer “materiellen. 
Prafungskompetenz aus, die auch die Befugnis zur 
Prafung der inhaltlichen Verfassungswidrigkeit eines 
Gesetzes umfasst. 23  Zwischen diesen beiden ist eine 
dritte Lehrmeinung angesiedelt, wonach eine inhaltliche 
Prafungskompetenz zwar vorliegt, aber auf besonders 
qualifizierte Verstosse beschrankt ist.' Die Bejahung 
eines materiellen Prafungsrechtes kommt dabei einem 
Zustimmungsrecht des Bundesprasidenten zu Bundes-
gesetzen gleich.25  Ausgehend von Art 47 Abs 1 B-VG hat 
der Bundesprasident in der Praxis bereits von diesem 
Prtifungsrecht Gebrauch gemacht und am 3. Januar 2008 
die Beurkundung einer Novelle zur Gewerbeordnung 
wegen Bedenken hinsichtlich einer moglichen inbalt-
lichen Verfassungswidrigkeit verweigert. Konkret bean-
standete der Bundesprasident eine im Gesetzesbeschluss 
enthaltene Verwaltungsstrafbestimmung, die noch vor 
dem Termin der Gesetzeskundmachung in Kraft treten 
sollte und somit gegen das Verbot rackwirkender Straf-
bestimmungen verstiess. Das Gesetz wurde daraufhin 
vom Parlament in einem neuerlichen Verfahren entspre-
chend korrigiert. 26  

In Deutschland werden gemass Art 82 Grundgesetz 
(GG) die nach den Vorschriften des GG zustande ge-
kommenen Gesetze vom Bundesprasidenten nach Ge-
genzeichnung ausgefertigt und im Bundesgesetzblatt 
verkandet. Auch hierbei kommt dem Bundesprasiden-
ten em n Prafungsrecht zu. In der Staatspraxis hat sich die 
Auffassung durchgesetzt, dass der Bundesprasident nicht 
nur die formelle Rechtmassigkeit des Zustandekommens 
eines Gesetzes ilberprafen darf, sondem auch ein mate-
rielles Prtifungsrecht im Hinblick auf die Anforderungen 
des GG besitzt. Davon wurde bisher bereits acht Mal 
Gebrauch gemacht. 27  

In den meisten Verfassungen kommt demzufolge dem 
Staatsoberhaupt entweder em n Sanktionsrecht oder emn 
Beurkundungsrecht ohne ausdrackliche Bedingungen 
oder Einschrankungen zu. Es zeigt sich also, dass den 
Staatsoberhauptem nicht nur in monarchischen, sondern 
auch in vielen republikanisch organisierten Staaten eine 
wesentliche Einflussnahme auf die staatliche Gesetzge-
bung zugestanden wird. 28  Dies ist Ausfluss des Prinzips 
der Checks and Balances, das demokratische Verfas-
sungen charakterisiert, und wird begrandet mit dem 
Erfordernis, im hoheren Interesse des Staates und der 

23  Koja, Die Stellung des Bundesprasidenten in der Verfassung. Sei-
ne Politische Funktion, in Weissensteiner (Hrsg.) Die osterreichi-
schen Bundesprasidenten, Leben und Werk (1982) 13; Pear, Das 
Beurkundungsrecht des Bundesprasidenten nach Art 47 B-VG, 
ZOR 2009, 7 (15). 

24  Jahnel 639 f.; Rill, Die Rolle des Bundesprasidenten als Hilter der 
Verfassung, ZfV 2008, 314 (315 D. 

25  Mayer/Kucsko-Stadlmayer/Stoger, 	Bundesverfassungsrecht" 
(2015) Rz. 470 unter Verweis auf Weyr, Zum Begriff der Promul-
gation, ZOR 6, 1927, 354. 

26  Ucakar/Gschiegl/Jenny, Das politische System Osterre chs und 
die EU (2017) 119. 

27  Nettesheim Die Aufgaben des Bundesprasidenten, in Isertsee/ 
Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts III 3  (2005) 1073 
(1091); Bussjager in Liechtenstein-Institut, Online Kommentar, 
Art 9 Rz. 32. 

28  Vgl. auch die weiteren Beispiele in Winkler, Verfassungsrecht 93 f. 

Nation, dem Staatsoberhaupt eine Kontrollmoglichkeit 
gegenaber dem Parlament zu sichem.29  Insofern sind 
die meisten republikanischen Verfassungen durchaus 
mit der liechtensteinischen Verfassung vergleichbar. Vor 
diesem Hintergrund ist die vielfach ausgeabte Kritik am 
Sanktionsrecht des Landesfarsten ungerechtfertigt. 

5. System der Checks and Balances 
Das Sanktionsrecht des Landesfarsten wird in der Lite-
ratur durchwegs mit einer negativen Kormotation ver-
sehen, da das Hauptaugenmerk immer wieder auf das 
darin implizit eingeschlossene Vetorecht gelegt wird. 
Dieses wird als .absolub,  bezeichnet und dadurch ohne 
Bedachtnahme auf dessen wertvolle Funktion als Ver-
fassungsschutzmechanismus diskreditiert.3° In der Ver-
fassung von Liechtenstein wird aber weder der Begriff 
.VetorechA noch das Praclikat .absolut,  erwahnt. Die 
Verfassung kennt lediglich den Begriff der .Sanktion. 
Zudem ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuwei-
sen, dass die Verweigerung der Sanktion durch den Fars-
ten far em bestimmtes Gesetz den Landtag keineswegs 
daran hindert, einen verbesserten Gesetzgebungsakt in 
derselben Sache zu beschliessen und neuerlich zur Sank-
tion vorzulegen." 

Daraber hinaus wird in der Literatur kritisiert, dass 
durch das Sanktionsrecht Landtag und Regierung ge-
zwungen seien, von vornherein in allen Phasen des Ge-
setzgebungsverfahrens den Vorgaben des Landesfarsten 
Rechnung zu tragen. 32  Wie eingangs erwahnt, ist das 
Sanktionsrecht jedoch primar Ausfluss der konstruktiven 
Mitwirkungsbefugnis des Farsten an der Gesetzgebung . 33  
Wird das Sanktionsrecht des Farsten nicht isoliert far sich 
betrachtet, sondem im Gesamtgefage des Gesetzge-
bungsprozesses, zeigt sich, dass die daran getibte Kritik 
letztlich unbegrandet ist. Das Sanktionsrecht ist namlich 
in em n System von Checks and Balances eingebettet, das 
eine Gleichberechtigung von Ftirst, Landtag und Volk in 
der Legislative gewahrleistet. 

Erteilt der Landesfiirst einem Gesetz die Sanktion 
nicht, dann kann dieses nicht in Kraft treten, und die 
in Gesetzesform gegossene politische Entscheidung der 
Regierung ist blockiert. Aus Art 9 LV ergibt sich dagegen 
nicht, dass die Regierung in einem solchen Falle ver-
pflichtet ist, die politische Meinung des Landesfarsten 
zu abernehmen und einen entsprechenden Gesetzes-
entwurf vorzulegen. Bei abstrahierender Gesamtbetrach-
tung des Legislativprozesses zeigt sich, dass auf Ebene 

29  Rossano in Carrino 81. 
30 So z.B. durch M.Ritter, LJZ 1991, 75; G. Batliner, Parlament 21 FN 

29; Weber, Gegenzeichnungsrecht 158; Hoch, Verfassung- und 
Gesetzgebung, in G. Batliner (Hrsg.) Die liechtensteinische Ver-
fassung 1921, Elemente der staatlichen Organisation (1994) 224; 
vgl. die Kritik an der Verwendung des Begriffs absolutes Veto. in 
Winkler, Verfassungsreform 191 ff. 

31  Winkler, Verfassungsrecht 90. 
32  H. Wille, Staatsordnung 376; Batliner/Kley/Wille, Memorandum 

zur Frage der Vereinbarkeit des Entwurfs zur Abanderung der 
Verfassung des Filistentums Liechtenstein gemass der am 2. Au-
gust 2002 bei der Regierung angemeldeten .Volksinitiative” des 
Landesfiirsten und Erbprinzen mit den Regeln und Standards des 
Europarates und der EMRK (2002) 6. 

33  Winkler, Verfassungsreform 191. 
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der Gesetzesinitiative der Regierung namlich eine dem 
Sanktionsrecht vergleichbare, gegenlaufige Kompetenz 
zukommt. Dem Fiirst steht ein Recht auf Gesetzgebungs-
initiative in der Form von Regierungsvorlagem zu. Die 
Regierung muss folglich bereit sein, einen politischen 
Gestaltungsvorschlag des Landesfiirsten in eine Regie-
rungsvorlage zu iibemehmen. Sic kann das ebenso ver-
weigem, wie der Landesfurst die Sanktion eines Geset-
zes. Die Schlussfolgerung, dass der sich Weigemde die 
Richtlinien der Politik bestimmen konne, kann demnach 
nicht gezogen werden. Eine Politik verhindem dtirfen ist 
nicht dasselbe, wie Politik inhaltlich bestimmen.34  

Dariiber hinaus zeigt die zwingende Vorschrift des 
Art 65 Abs 1 LV fiber die Mitwirkung des Landtages an 
der Gesetzgebung eindeutig, dass auch der Landtag in  
seiner Befugnis zur Mitwirkung an der Gesetzgebung 
eine dem Sanktionsrecht des Ftirsten vergleichbare Dop-
pelkompetenz hat. Der Landtag kann narnlich einem Ge-
setzesvorschlag der Regierung (des Landesfursten) und 
des Volkes seine Zustimmung verweigern. Dberdies ist 
es dem Landtag gemass Art 66 Abs 1 LV mOglich, ein 
Gesetz für dringlich zu erklaren und dadurch sogar einer 
Volksabstimmung zu entziehen. Dies zeigt, dass auch 
der Landtag ein in sein Mitwirkungsrecht an der Ge-
setzgebung eingeschlossenes Vetorecht gegenilber dem 
Volk hat, das durch die Verfassung nicht als ein solches 
erwahnt ist. Dementsprechend konnte der Landtag das 
Zustandekommen eines Gesetzes durch Verweigerung 
der Zustimmung oder durch anhaltendes Untatigblei-
ben langfristig verhindern und durch Dringlicherldarung 
sogar das Volk von der Mitwirkung ausschliessen. 

In gleicher Weise kommt dem Volk em absolutes Ve-
torecht35  in Form des Referendumsrechts zu. Mit dem 
Referendum nehmen die Stimmberechtigten einen Ge-
setzesbeschluss des Landtages in der Volksabstirnmung 
an oder verwerfen ihn. Wird er verworfen, ist die Geset-
zesvorlage gescheitert. Das Volk kann dementsprechend 
ein Gesetz ebenso ablehnen wie der Landesfiirst. Eine 
negative Entscheidung des Volkes bedeutet fur das be-
treffende Gesetz auch gegentiber dem Fiirsten em end-
gtiltiges Ende. 

Die analoge Ausgestaltung der Mitwirkungsbefugnisse 
des Volkes und des Landtages beim Zustandekommen 
von Gesetzen im Vergleich zum Sanktionsrecht des Ears-
ten liegt auf der Hand. Jedem Organ, dem Landtag, dem 
Volk und dem Ftirst, kommen bestimmte Kontrollrechte 
zu. Kein Organ ist rechtlich so stark, dass es den anderen 
im Alleingang seinen Witlen aufzwingen und sich gegen 
die anderen durchsetzen kann." Insbesondere kann 
der Fiirst die Sanktion und das Volk die Zustimmung zu 
einem Gesetzesbeschluss verweigem. Dies demonstriert, 

34  Willoweit, Verfassungsinterpretation im Kleinstaat. Das Furs-
tentum Liechtenstein zwischen Monarchie und Demokratie, in 
Waschkuhn (Hrsg.), Kleinstaat — Grundsatzliche und aktuelle 
Probleme (1993) 191 (204). 

35  Vgi. Winkler, Verfassungsreform 192; H. Wille, Staatsordnung 429 
spricht von einem allgemeinen Vetorecht,; vgl. auch Waschkuhn, 
Politisches System Liechtensteins: Kontinuitat und Wandel (1994) 
328, der ebenso die Vetofunktion des Referendum& bestatigt. 

36  Vgl. G. Batliner, Einfiihrung in das liechtensteinische Verfas-
sungsrecht, in G. Batliner (Hrsg.), Die liechtensteinische Verfas-
sung 1921. Elemente der staatlichen Organisation, (1994) 51, 56. 

dass vor allem die Kompetenzen des Volkes und des 
Fiirsten zur Mitwirkung an der Verfassungsgesetzgebung 
gemass des Dualismus in der Gewaltenteilung gleichwer-
tig konzipiert sind.37  

Furst und Volk sind folglich verfassungsrechtlich so 
miteinander gekoppelt, dass sic bestimmte Aufgaben 
nur gemeinsam Risen konnen. Dementsprechend ist die 
politische Macht in Liechtenstein geteilt und durch eine 
Pflicht zum Zusammenwirken gekennzeichnet. Die vom 
Verfassungsgeber gewollte Zusammenarbeit rnehrerer 
Staatsorgane bewirkt letztendlich eine wechselseitige 
Kontrolle innerhalb des Regierungsprozesses (Checks 
and Balances).38  

6. Das Sanktionsrecht im Lichte der Demokratie 
Die Mitwirkung des Landesfiirsten bei der Gesetzgebung 
wird auch immer wieder aus parlamentarisch-demokra-
tischer Sicht Kritik unterworfen. Insbesondere die Tatsa-
che, dass der Fiirst keiner periodischen Wahl durch das 
Volk unterliegt, wird in diesem Zusammenhang als pro-
blematisch wahrgenommen.39  Aber gerade weil sich der 
Landesfiirst keiner periodischen Wahl stellen muss, ist 
er unabhangiger als em demokratisch gewahltes Staats-
oberhaupt jemals sein kOnnte, da letzteres massgeblich 
von seinen Wahlern abhangt. 

So werden die der erblichen Thronfolge immanenten 
Schwachen im Vergleich zur direkten Wahl des Staats-
oberhaupts kompensiert durch die Starke, dass das 
monarchische Staatsoberhaupt niemals Partei und An-
gehoriger einer Gruppe ist. Unabhangig von Mehrhei-
ten, Schichten, Volksteilen, ist der Monarch besonders 
pradestiniert, der gesamten Bevolkerung gleichermassen 
nahe, verbunden und gerecht zu sein. Hierdurch ist er 
Mitte, Ausgleich, Vermittler und Schlichter zwischen den 
Teilen und ein Faktor der Integration. Ms lebenszeitlich 
berufenes Staatsoberhaupt fiberspannt er, stabilisierend, 
die Jahre und verkorpert die wahrende Konstante im 
Wandel des demokratischen Prozesses.4° 

Die Erbmonarchie, dem Streit der Wahl enthoben, gibt 
dem Staat dementsprechend Mitte, em emotionales Band 
und personifizierte Dauer. Aufgrund der jahrelangen Er-
fahrung und der Tatsache, dass alle wichtigen Staatsakte 
fiber semen Schreibtisch laufen mtissen, ist der Landes-
fiirst fiber die Staatsagenden bestens informiert. Dass 
seine Regierung vor ihm ihre Vorlagen erlautern und 
rechtfertigen muss, tragt ganz wesentlich zur Qualitat 
der Vorlagen bei. Infolge seiner gruppen- und parteipo-
litischen Neutralitat und seiner hohen Wertschatzung ist 
er eine Institution moralischer und schiedsrichterlicher 
Autoritat und dazu pradestiniert, als Korrektiv zum nur 
allzu leicht desintegrierend wirkenden Mehrheitsprinzip, 
Zusammengehorigkeitsgeftihl und Staatsbewusstsein zu 
starken. 41  Die erbliche Thronfolge stellt somit em we- 

37  Winkler, Verfassungsreform 191 if. 
Allgauer, Kontrolle 30 f. 

39  Batliner/Kley/Wille, Memorandum 6; Rossano in Carrino 81; vgl. 
auch H. Wille, Staatsordnung 379 FN 350 m.w.N. 

40  G. Batliner, Einfiihrung 94. 
41  Allgduer, Kontrolle 33 f. 
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sentliches Element der Stabilitat und Kontinuitat im FUrs-
tentum Liechtenstein dar.42  

Dartiber hinaus ist erneut hervorzuheben, dass ge-
mass Art 2 der LV die Staatsgewalt im FUrsten und im 
Volk verankert ist und dass diese fundamentale Vorschrift 
das Ergebnis des im Jahr 1921 erneuerten Demokratie-
vertrags ist, den der Fiirst mit dem Landtag — als Vertreter 
des Volkes — durch die Sanktionierung der Verfassung 
abgeschlossen hat. Daraus folgt, dass der Furst zwar 
nicht demolmtisch gewahlt, in der Erfiillung von allen 
semen verfassungsrechtlichen Aufgaben, also auch in 
der Ausilbung des Sanktionsrechts, wohl aber demokra-
tisch legitimiert ist. 43  

Dies verstarkt sich noch durch die in der Verfassung 
verankerten Rechte des Volkes gegenilber dem Fursten. 
Besondere Beachtung verdient hierbei Art 13ter LV, wo-
nach mindestens 1500 stimmberechtigte Landesbilrger 
und LandesbUrgerinnen einen Misstrauensantrag gegen 
den Landesftirsten beim Landtag einreichen konnen, der 
an seiner nachsten Sitzung eine Empfehlung abzugeben 
und eine Volksabstimmung anzusetzen hat. Ein solches 
Misstrauensvotum, das seinesgleichen in anderen mon-
archischen, und sicherlich demokratischen Verfassungen 
sucht, wurde 2003 in die Verfassung aufgenommen. Es 
stellt eine Abschreckung von grosser politischer Bedeu-
tung dar, die einerseits den demokratisch-parlamenta-
rischen Charakter der Verfassung bestatigt und ande-
rerseits eine erhebliche Starkung des demokratischen 
Prinzips der Verfassung darstellt.' 

Von noch grOsserer Tragweite ist in diesem Zusam-
menhang Art 113 LV, wonach wenigstens 1500 wahlbe-
rechtigte Landes])Urger das Recht haben, eine Initiative 
auf Abschaffung der Monarchie zu ergreifen. Nimmt sie 
das Stimmvolk an, hat der Landtag eine neue Verfassung 
auf republikanischer Grundlage auszuarbeiten und diese 
friihestens nach einem Jahr und spatestens nach zwei 
Jahren einer Volksabstimmung zu unterziehen. Auch die-
ses spezifische Recht, das seinesgleichen in anderen Ver-
fassungen sucht, stellt eine Abschreckung von grossem 
politischem Gewicht dar, bedeutet insoweit em n demo-
kratiepolitisches Signal und . bestatigt die Grundlegung 
der Verfassung von Liechtenstein im Wille des Volkes,  . 4' 
Auf Basis dieser einzigartigen Volksrechte kann dem Lan-
desfursten jedenfalls eine indirekte demokratische Legiti-
mation attestiert werden. 

Betrachtet man das Sanktionsrecht des FUrsten wie-
denim nicht nur isoliert, sondern im Gesamtgeftige der 
unmittelbaren Rechte, die dem liechtensteinischen Volk 
zugestanden werden, zeigt sich wiederum, dass das de-
mokratische Element in der liechtensteinischen Verfas-
sung stark ausgepragt ist. Im Vergleich mit den aller-
meisten anderen Staaten zeichnet sich das FUrstentum 
Liechtenstein insbesondere durch einen hohen Grad an 

42  Weber, Gegenzeichnungsrecht 151. 
43  Winkler, Verfassungsreform 195. 
44  Rossano in Carrino 86; Winkler, Verfassungsreform 312 f, 321. 
45  Winkler, Verfassungsreform 343; i.d.S. auch BuA 87/2001, 31: 

Die darin gelegene politische Verantwortlichkeit des jeweiligen 
Landesfursten wird durch die MOglichkeit des Volkes zuseitzlich 
gewahrleistet, zur Abschaffung der Monarchie eine besondere In-
itiative zu ergreifen..; vgl. auch Rossano in Carrino 87. 

direkten Mitwirkungsmoglichkeiten des Volkes aus. ,Das 
Land Liechtenstein bildet eine konstitutionelle Erbmonar-
chie auf demokratischer und parlamentarischer Grund-
lage', ausgestattet mit demokratischen Rechten, wie sie 
wohl kein anderes monarchisches Staatswesen und auch 
manche Republik nicht besitzt..46  Beispielhaft erwahnt 
seien hierbei insbesondere das Initiativrecht (Art 64 LV), 
das Referendumsrecht (Art 66 LV), das Recht auf Einbe-
rufung des Landtags und auf DurchfUhrung einer Volks-
abstimmung Uber die Auflosung des Landtags (Art 48 
LV) sowie das Recht auf Mitwirkung bei Richterwahlen 
(Art 96 LV).47  Dementsprechend ist die liechtensteinische 
Verfassung durch em starkes (direkt-) demokratisches 
Element gepragt. Die diesbezugliche Kritik am Sankti-
onsrecht vermag daher nicht zu ilberzeugen. 

7. EMRK-Konformitat des Sanktionsrechts 
Die Vereinbarkeit des Sanktionsrechts mit der Demokra-
tie ist eng verbunden mit der Frage nach der EMRK-
Konformitat des Sanktionsrechts. Dessen Vereinbarkeit 
mit Art 3 des 1. Zusatzprotokolls zur EMRK (ZP EMRK) 
wurde in der Literatur mehrfach in Frage gestellt.48  Vor-
auszuschicken ist hierbei zunachst, dass im Rahmen des 
Beitritts Liechtensteins zum Europarat festgestellt wurde, 
dass Liechtenstein die Voraussetzungen fdr die Mitglied-
schaft erfUllt. Dadurch wurden bereits vor Jahrzehnten 
die staatlichen Organisationsprinzipien in der liechten-
steinischen Verfassung unzweifelhaft gebilligt und ausser 
Streit gestellt. Auch die Umsetzung des individualrecht-
lichen Prinzips der politischen Freiheit in der liechten-
steinischen Verfassung wurde anlasslich des Beitritts 
1978 durch den Europarat mit einer einzigen Ausnahtne 
(betreffend das FrauenwahLrecht) ausser Streit gestellt.49  
Dennoch soil im Folgenden die ebereinstimmung des 
Sanktionsrechts mit Art 3 ZP EMRK gepruft werden. 

Gemass Art 3 ZP EMRK sind die Staaten verpflichtet, in 
angemessenen Zeitabstanden freie und geheime Wahlen 
unter Bedingungen abzuhahen, die die freie Ausserung 
der Meinung des Volkes bei der Wahl der gesetzgeben-
den Organe gewahrleisten. Art 3 ZP EMRK sichert also 
ein im Kern demokratisches politisches System. Hierbei 
ist zunachst festzuhalten, dass diese Vorschrift keine be-
stimmte demokratische Regierungsform vorschreibt und 
die Mitgliedstaaten nicht zur Einfiihrung eines bestimm-
ten Regierungssystems zwingt. Jedoch folgen aus der 

46  Botschaft des schweizerischen Bundesrates an die Bundesver-
sammlung betreffend den Vertrag zwischen der Schweiz und 
Liechtenstein ilber den Anschluss des Fiirstentums Liechtenstein 
an das schweizerische Zollgebiet, BB11923 II 376; vgl. such Men-
chaca, Liechtensteinische Verfassungslehre (2006) 168: .Uns ist 
kein demokratischeres Land bekannt.”; Mardcer, Die Organisation 
der obersten Staatsorgane in Liechtenstein (1924) 3, wonach die 
Verfassung unter deutlicher Einwirlaing Rousseaus Lehre von der 
Volkssouveranita stehe. 

47  Vgl. Marxer/Pallinger, Demokratie 34 if.; Ehrenzeller/Bragger, 
Politische Rechte, in Kley/Vallender (Hrsg.) Grundrechtspraxis in  
Liechtenstein (2012) 648 ff. 

48  G. Batliner, Die Sank-don der Gesetze durch den Landesflirsten 
tinter Benicksichtigung des demokratischen Prinzips und des 
Volkerrechts, Archiv des VOlkerrechts Band 36 Heft 2 (1998) 128 
(137); Batliner/Kley/Wille, Memorandum 6. 

49  Vgl. BuA 2002/88, 21. 
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Gewahrleistung des Wahlrechts in Art 3 ZP EMRK einige 
Vorgaben fur das Regierungssystem der Mitgliedsstaaten 
der EMRK. Die Vorschrift setzt die Existenz einer gesetz-
gebenden Korperschaft voraus. Die Vertragsparteien wer-
den also dazu verpflichtet, eine solche Korperschaft tiber-
haupt erst einzurichten und Wahlen dazu abzuhalten." 

Sieht die Verfassungsordnung eines Mitgliedstaats vor, 
dass mehrere Organe an der Gesetzgebung beteiligt sind, 
muss die muss die 'Creation jedenfalls von einem dieser 
Organe den Anforderungen von Art 3 ZP EMRK entspre-
chen." Mit dem Zusatzprotokoll ist es also insbesondere 
vereinbar, dass auch andere, nicht gewahlte Organe und 
Kiirperschaften einen Einfluss auf die Gesetzgebung 
haben, wie dies etwa ftir das House of Lords in Gross-
britannien gilt. 52  In seinem Urteil Mathieu-Mohin und 
Clerfayt flihrt der EGMR aus, dass Art 3 ZP EMRK nur fur 
die Wahl der gesetzgebenden Korperschaft gelte «oder 
zumindest fur eine ihrer Kammern, sofern es zwei oder 
mehrere davon gibt, Unter «gesetzgebende KeVerschaft 
sei nicht notwendigerweise nur das nationale Parlament 
zu verstehen; vielmehr bedtirfe es einer Interpretation im 
Lichte der verfassungsrechtlichen Struktur des betroffe-
nen Staates." Basierend auf diesen Aussagen lasst sich 
folgern, dass das Sanktionsrecht des Landesfiirsten mit 
Art 3 ZP EMRK vereinbar ist, da zumindest eine «Kam-
mer. der gesetzgebenden Korperschaft, der Landtag, 
durch regelmassig abgehaltene Wahlen demokratisch 
legitimiert ist. Ob aus Art 3 ZP EMRK konkrete Anfor-
derungen an den Urnfang der Gesetzgebungsbefugnisse 
abgeleitet werden kOnnen, erscheint zweifelhaft." 

Ein rudimentarer Hinweis auf allfallige aus Art 3 ZP 
EMRK ableitbare Anforderungen findet sich in der Con-
curring Opinion des Richters Pinheiro Farinha im Falle 
Mathieu-Mohin und Clerfayt Er betont, dass kein an-
deres Organ einen grOsseren Einfluss auf die Gesetzge-
bung haben chide als das in freien und geheimen Wahlen 
gewahlte Parlament bzw-. die in solcher Wahl gewahlte 
Parlamentskammer." Es ist jedoch davon auszugehen, 
dass Liechtenstein auch diesen obiter geausserten Vor-
aussetzungen jedenfalls entspricht, da dem Landesfiirst — 
wie auch bereits oben dargelegt — bei der Mitwirkung 
am Gesetzgebungsprozess kein grOsserer Einfluss auf die 
Gesetzgebung zukommt als dem demokratisch gewahl-
ten Landtag. 56  

In die Beurteilung der EMRK-Konformitat des Sank-
tionsrechts ist nicht zuletzt auch die Haufigkeit, mit der 
vom Sanktionsrecht Gebrauch gemacht wird, einzube-
ziehen. Die restriktive Praxis, was die Falle einer tatsach-
lich verweigerten Sanktion betrifft, spricht zusatzlich fur 

5°  Grabenwarter/Pabel, Europaische Menschenrechtskonvention5  
(2012) Rz. 105. 

51  Meyer-Ladewig/Nettesheim in Meyer-Ladewig/Nettesheim/von 
Raumer, EMRK Handkommentar4  (2017) Art 3 ZP EMRK, Rz. 5. 

52  Frowein in Frowein/Peukert, Europaische Menschenrechtskon-
vention3  (2009) Art 3, 1. ZP EMRK, Rz. 2. 

53  EGMR 02.03.1987, Mathieu-Mohin u. Clerfayt ./. BEL, Nr. 
9267/81, Z. 53. 

54  Grabenwarter/Pabel, EMRK5  Rz. 106 FN 548. 
55  Concurring Opinion of Judge Pinheiro Farinba zu EGMR 

02.03.1987, Mathieu-Mohin u. Clerfayt .1. BEL, Z. 2 und 3. 
56  Winkler, Verfassungsrecht 87; Weber, Gegenzeichnungsrecht 159. 

die Vereinbarkeit von Art 9 LV mit Art 3 ZP EMRIC.57  Alles 
in allem lasst sich daraus folgern, das Sanktionsrecht des 
Ftirsten jedenfalls als EMRK-konform zu qualifizieren ist. 

8. Das Sanktionsrecht lin Spannungsfeld 
politischer Grundrechte 

Besonders stossend wird in der Literatur die praventive 
Meinungsausserung des Ftirsten im Vorfeld der Fassung 
eines Gesetzesbeschlusses oder einer Volksabstirrunung 
wahrgenommen. Insbesondere die im Voraus abgegebene 
Erklarung, einem allfalligen Gesetzesbeschluss die Sank-
tion nicht zu erteilen, wird dabei problematisch gesehen. 
Dies stelle einen unzulassigen und verfassungswidrigen 
Eingriff in die Abstimmungsfreiheit der Stimmberechtigten 
dar, da eine solche Stellungnahme einen entscheidenden 
Einfluss auf das Abstimmungsergebnis austibe." 

Die politischen Rechte sind in der liechtensteinischen 
Verfassung relativ abstrakt in Art 29 LV verankert. Sie ran-
men den Landesangehorigen unmittelbare Mitwirkungs-
befugnisse an der demokratischen Willensbildung und 
am staatlichen Entscheidungsprozess em. Ihr Umfang 
und ihre Ausgestaltung werden durch Verfassung und 
Gesetz umschrieben. Trotz der Regelung der politischen 
Rechte im Grundrechtskatalog (IV. Hauptsttick der Ver-
fassung) stellt die Bestimmung kein klassisches Freiheits-
recht mit Abwehrfunktion dar. Es handelt sich vielmehr 
urn eine Grundnorm, welche in offener und abstrakter 
Weise die politischen Rechte in ihrer Gesamtheit in dem 
Masse garantiert, wie sie von der Verfassung im V. Haupt-
sttick eingeraumt werden." Der konkrete Gehalt der 
politischen Rechte mit ihren mannigfaltigen Teilgehalten 
ergibt sich aus dem spezifischen Organisationsrecht des 
Staates.6° Die politischen Rechte erfahren ihre konkrete 
Ausgestaltung folglich durch die Verfassung und das Or-
ganisationsrecht des Staates. 

Art 2 LV konstituiert das Ftirstentum Liechtenstein als 
konstitutionelle Erbmonarchie auf demokratischer und 
parlamentarischer Grundlage. Die Staatsgewalt ist im 
Ftirsten und im Volke verankert. Diese fundamentale 
Vorschrift w-urde 1921 durch Furst und Landtag — als Ver-
treter des Volkes — in der Verfassung verankert und somit 
vom Volk abgesegnet.6' Dementsprechend ist die Legis-
lative durch em n Gleichgewicht von Fiirst und Landtag 
gekennzeichnet. Diese verfassungsrechtliche Staatsorga-
nisation ist einzigartig und somit nicht mit den Verfas-
sungen der Nachbarstaaten vergleichbar. Die Zuordnung 
der Gewalten ist anders ausgestaltet, was auch ein un-
terschiedliches Gleichgewicht der Gewalten bedingt. 62  

Vgl. Frowein, Rechtsgutachten zu den Verfassungsvorschlagen 
des Fiirstenhauses des Fiirstentums Liechtenstein zur Anderung 
der Verfassung des Fiirstentums vom 2. Februar der Regierung 
des Fiirstentums Liechtenstein (2000) 16; Bussjiiger in Liechten-
stein-Institut, Online Komtnentar, Art 9 Rz. 14. 

" H. Wille, Staatsordnung 400 f.; Bussjeiger in Liechtenstein-Institut, 
Online Kommentar Art 9 Rz. 27. 
Ehrenzeller/Breigger, Politische Rechte, in Kley/Vallender (Hrsg.) 
Grundrechtspraxis in Liechtenstein (2012) 642 f. 
Vgl. BGE 136 I 376. 

61  Winkler, Verfassungsreform 195. 
62  Vgl. G. Batliner, Einfiihrung 55 if; Ehrenzeller/Breigger in Kley/ 

Vallender (Hrsg.) 640 ff. 
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Im Lichte dieses Systems erfahren auch die politischen 
Rechte in Liechtenstein einen spezifischen Wesensgehalt. 

Die Gesetzgebung ist durch das gemeinsame Zu-
sammenwirken von FtIrst und Landtag gekennzeich-
net. G. Batliner zieht hierbei den Vergleich mit einer 
Aktiengesellschaft, die von zwei Aktionaren mit je 50% 
Stimmrechtsanteil beherrscht wird und in der mit Mehr-
heit abgestimmt wird. Die damit verbundene Vetomacht 
schliesst nicht aus, dass jeder Beteiligte von Beginn des 
Planungs- und Entscheidungsprozesses an, also praven-
tiv auf die jeweils andere Vetomacht in einer bestirnm-
ten Richtung positiv politischen Einfluss nehmen kann, 
indem fri_ihzeitig das mogliche Veto angektindigt wird.63  
Hierin zeigt sich die spezifische Auspragung der politi-
schen Rechte. In der liechtensteinischen Gesetzgebung 
stehen einander gleichrangige Volks- und Ftirstenrechte 
gegentiber. Dem Volk bzw. dem Landtag ist es ebenso 
unbenommen, praventiv im Gesetzgebungsprozess auf 
den Fiirsten einzuwirken wie umgekehrt. Demzufolge 
widerspricht es auch nicht der Verfassung, wenn der Lan-
desfiirst eine Sanktionsverweigerung vorab ankiindigt.64  

In ahnlicher Weise wird in der Schweiz vertreten, dass 
es dem Bundesrat freistehen muss, sich richtungswei-
send an das Volk zu wenden und Empfehlungen ab-
zugeben. Dies kennzeichne die staatsleitende Funktion 
von Parlament und Regierung.65  So hat der Bundesrat 
beispielsweise wenige Tage vor der EWR-Abstimmung 
die Stimmberechtigten aufgerufen, die EWR-Vorlage an-
zunehmen und fand daftir 'dare Worte: .Der Bundesrat 
ladt Sie desbalb, liebe Mitbargerinnen und Mitbarger, 
einstimmig und mit voller Oberzeugung em, dem EWR 
zuzustimmen.”66  

Neben der oben erwahnten Kritik wird darilber hinaus 
in der Literatur am Sanktionsrecht moniert, dass die po-
litischen Rechte, wie beispielsweise Initiativbegehren im 
Gesetzgebungsbereich, im Falle der Verweigerung der 
Sanktion durch den Landesfursten nicht verfassungs-
rechtlich durchgesetzt wiirden. Die politischen Rechte 
standen mit anderen Worten unter dem Vorbehalt der 
ftirstlichen Sanktion und flatten nicht das gleiche Ge-
wicht wie in einer Demokratie oder Republik.67  

Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass beispielsweise 
auch Volksbegehren in Osterreich lediglich zu einer Be-
handlung im Parlament fuhren konnen. Der Nationalrat 
ist nicht verpflichtet in der Folge auch einen Gesetzesbe-
schluss zu fassen. Insofern stehen die politischen Rechte 
in osterreich ebenso unter dem Vorbehalt der Sanktion 
durch den Nationalrat.68  Zusatzlich ist an dieser Stelle 
nochmals darauf hinzuweisen, dass Liechtenstein sich im 
Vergleich zu vielen anderen Staaten durch einen hohen 
Grad an direkten Mitwirkungsmoglichkeiten des Volkes 
auszeichnet, was die politischen Grundrechte der Bevol-
kerung stark bereichert. 

63  G. Batliner, Einfiihrung 57 f. 
VBI 12.11.2002, VBI 2002/096, LES 2002, 207. 

65 Hangartner/Kley, Die demokratischen Rechte in Bund und Kan-
tonen der Schweizerischen Eidgenossenschaft (2000) Rz. 2578. 

66 BB1. 1992 VI 469 (470). 
67  H. Wille, Staatsordnung 453. 
68 Mayer/Kucsko-Stadlmayer/Stoger, Bundesverfassungsrechtli Rz. 442. 

9. Bisherige Anwendungen des Sanktionsrechts 
Bis dato machte der liechtensteinische Furst von seinem 
Sanktionsrecht im Rahmen von Volksabstimmungen ein-
mal Gebrauch. Im Rahmen der Volksabstimmung vom 7. 
und 8. Dezember 1961 ilber eine angestrebte Verfassungs-
anpassung im Bereich des Jagdrechts, welche von der Be-
vOlkerung mit 57 mehr Ja-Stimmen knapp angenommen 
wurde, verweigerte der damalige Ftirst Franz Josef II. seine 
Sanktion. Mit der Volksinitiative wurde die Authebung des 
Jagdregals und die Dbertragung des Jagdrechts auf die 
Grundeigenttimer bezweckt. Der damalige Furst begun-
dete seine Sanktionsverweigerung mit seiner Funktion 
als Hilter der Verfassung. Die Verfassung solle nicht fur 
zweitrangige Belange geandert werden. Dartiber hinaus 
ware mit dieser Verfassungsanderung em n neues Gesetz in 
Kraft getreten, wahrend noch nicht aufgehobene Artikel 
des alien Jagdgesetzes ebenfalls noch GUltigkeit gehabt 
flatten. Beim Jagdgesetz unterliefen dem Landtag und dem 
Volk gravierende legistische Fehler, die durch die Abstim-
mung des Volkes als eine uneinheitliche Rechtsmaterie 
verfestigt worden waren. Auf Wunsch des Landtages hat 
der Hirst dem durch das Volk initiierten und beschlos-
senen Gesetz die Sanktion schliesslich verweigert.69  In 
Ausilbung seines Gesetzesinitiativrechts erteilte der Hirst 
sodann der Regierung den Auftrag, ein neues Jagdgesetz 
auszuarbeiten, welches die bestehende Ungleichbehand-
lung bei der Zuweisung von Jagdrevieren authebt. Bereits 
im Januar 1962 konnte das neu ausgearbeitete Jagdgesetz 
vom Landtag verabschiedet werden und fand einen Monat 
darauf auch in einer Volksabstimmung eine Mehrheit.7° 

Ein weiterer Fall einer Sanktionsverweigerung ereig-
nete sich im Jahr 1994. Der regierende Ftirst Hans Adam 
II. verweigerte der Abanderung des Staatsgerichtshof-
gesetzes durch den Landtag die Sanktion. Auch diesem 
Gesetzesbeschluss hafteten mehrere Verfassungswid-
rigkeiten an. So sollten durch die Neuregelung die Zu-
standigkeiten des Staatsgerichtshofs um die allgemein 
verbindliche Verfassungsauslegung erweitert werden, 
was jedoch einer verfassungsgesetzlichen Grundlage 
entbehrte wegen der daraus folgenden materiellen Ein-
schrankung der Zustandigkeit des Verfassungsgesetz-
gebers zur authentischen Interpretation der Verfassung 
nach Art 111 Abs 2 und Art 65 Abs 1 LV. Der StGH sollte 
also zur allgemein verbindlichen Auslegung der Verfas-
sung berufen werden und dadurch die Meiglichkeit erhal-
ten, sogar den Verfassungsgesetzgeber zu prajudizieren. 
Auch andere ftir den StGH geplante Zustandigkeiten, vor 
allem jene zur Prilfung von Staatsvertragen ohne ver-
fassungsgesetzliche Grundlage, waren als bedenklich 
einzustufen. Dem in mehreren Punkten verfassungs-
widrigen Gesetzesbeschluss des Landtages wurde daher 
vom Ftirsten vor allem zur Wahnmg der Verfassung die 
Sanktion verweigert.71  

Aus der Betrachtung der bisherigen Sanktionsverwei-
gerungen durch den Landesfursten zeigt sich, dass diese 
eine ldare Ausnahme bilden. Die nicht vorgenommenen 
Sanktionen sind durchwegs auf verfassungsrechtliche 
Unstimmigkeiten zurtickzufuhren und erftillten somit 

69  Winkler, Verfassungsreform 196. 
76 Basser in Wolf 62; Pappermann, Regierung 130 f. 
71  Winkler, Verfassungsreform 186 f. 
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die dem Sanktionsrecht itru-nanente Funktion als Verfas-
sungsschutzmechanismus. 

10. Fazit 
Gemass Art 2 LV ist die Staatsgewalt im Fiirsten und 
im Volke verankert. Dies spiegelt sich insbesondere in 
einem legislativen Kraftegleichgewicht von Fiirst und 
Landtag wider. Fidrst und Volk sind verfassungsrecht-
lich so miteinander gekoppelt, dass sie ihre Aufgaben 
nur gemeinsam lOsen konnen. Die politische Macht ist 
gleichmassig verteilt und durch eine Pflicht zum Zusam-
menwirken gekennzeichnet. 

Das Sanktionsrecht des FiArsten ist eingebettet in emn 
System von Checks and Balances, was einerseits eine 
wechselseitige Kontrolle innerhalb des Regierungspro-
zesses gewahrleistet und andererseits eine gleichmas-
sige Machtverteilung sicherstellt. Wie die Beispiele aus 
der Vergangenheit zeigen, konnen durch Auslibung des 
Sanktionsrechts verfassungswidrige Gesetzesbeschltisse 
verhindert werden, womit Art 9 LV ganz wesentlich zum 
Schutz der liechtensteinischen Verfassung beitragt. 

Aufgrund seiner Unabhangigkeit gegeniiber Parteien 
und Gruppen ist der Fiirst pradestiniert, als Korrektiv 
zum nur allzu leicht desintegrierend wirkenden Mehr-
heitsprinzip zu fungieren. Das monarchische Element 
stellt eine wichtige Sallie der Stabilitat und Kontinuitat 
im Ftirstentum Liechtenstein clan Mit seinem einzigar-
tigen System einer konstitutionellen Erbmonarchie auf 
demokratischer und parlamentarischer Gmndlage hat 
Liechtenstein in den wechselvollen Jahren der Vergan-
genheit sehr gute Erfahrungen gemacht und wird auch 
weiterhin erfolgreich sein. 

Strassburg — Der Weisheit letzter Schluss 
oder bloss letzte Instanz?1  
Carlo Ranzoni 2  

Gliederung 
1. Einleitung 
2. Europaischer Gerichtshof fur Menschenrechte 
3. ErschOpfung der innerstaatlichen Rechtsbehelfe 

Subsidiaritat 
4. Anforderungen an das innerstaatliche Rechtsmittel-

system 
a. Gewahrt die EMRK em n Recht auf Oberprafung 

von Entscheidungen? 
b. Wichtigste Anforderungen aus Art 6 Abs 1 EMRK 

an das Gerichtsverfahren 
5. Unterscheiden sich die Verfahrensgarantien? 

1  Dem Beitrag liegt der im Rahmen des von der Vereinigung Liech-
tensteinischer Richter am 23.09.2017 in Vaduz veranstalteten 65. 
Bodensee-Juristentreffens gehaltene Festvortrag zugrunde. Die 
Vortragsform wurde beibehalten. 

2  Carlo Ranzoni, lic. iur, Richter am Europaischen Gerichtshof fur 
Menschenrechte, fruher Fiirstlicher Landrichter in Vaduz (vgl. 
LJZ 2015, 53); Kontakt: European Court of Human Rights, 67075 
Strasbourg Cedex, France. 

a) je nach Instanz? 
b) je nach Verfahrensart? 

6. Strassburg — Der Weisheit letzter Schluss oder 
bloss letzte Instanz? 

1. Einleitung 
Informelles Thema des diesjahrigen Bodensee-Juristen-
treffens ist das Thema ,Instanzenzug”. In erster Linie ist 
dies natiirlich em nationales Thema, namlich der Weg 
von den unteren Gerichten bis zu den jeweils obersten 
Instanzen des Landes (in Deutschland das Bundesverfas-
sungsgericht, in Osterreich der Verfassungsgerichtshof, 
in der Schweiz das Bundesgericht und in Liechtenstein 
der Staatsgerichtshof). 

Daneben gibt es aber noch den "Instanzenzug. an  in-
ternationale Gerichte. Gemeint sind damit insbesondere 
fiir die EU-Mitgliedstaaten der Europaische Gerichtshof 
in Luxemburg (EuGH), fiir die EWR/EFTA-Mitgliedstaa-
ten der EFTA-Gerichtshof in Luxemburg sowie far alle 
Mitgliedstaaten des Europarates der Europaische Ge-
richtshof filr Menschenrechte in Strassburg (EGMR). 

Als der far Liechtenstein gewahlte Richter mochte 
Ihnen heute den Europaischen Gerichtshof fiir Men-
schenrechte etwas naher bringen und zunachst aufzei-
gen, wer wir sind, was wir machen, wie wir arbeiten und 
wie es zu unseren Urteilen kommt. Sodann mOchte ich 
Ihnen einige Aspekte unserer Rechtsprechung zu "fair 
trial. erlautem, im weitesten Sinne unter dem Gesichts-
punkt "Instanzenzug.. 

Im offiziellen Film des Gerichtshofs werden wir im 
Obrigen bezeichnet als "die Bastion der Europaischen 
Menschenrechte; der letzte Ausweg far Millionen 
von Menschen, und dies seit mehr als einem halben 
Jahrhundert”.3  

2. Europaischer Gerichtshof fur Menschenrechte 
Sie wissen natiirlich, dass die Europaische Menschen-
rechtskonvention (EMRK) die erste rechtsverbindliche in-
ternationale Menschenrechtskodifikation ist. Sie ist 1953 
in Kraft getreten und umfasst die klassischen Freiheits-
und Gleichheitsrechte sowie politische und justizielle 
Grundrechte. Das Inkrafttreten fiir die deutschsprachi-
gen Lander erfolgte far Deutschland 1953, far Osterreich 
1958, fill-  die Schweiz 1974 und far Liechtenstein 1982. 

Derzeit hat die EMRK 47 Mitgliedstaaten mit einer 
Einwohnerzahl von knapp 830 Millionen Menschen. Ge-
schtitzt von der EMRK sind aber noch weit mehr Men-
schen, namlich alle diejenigen, die sich zu gegebener 
Zeit in diesen Landem authalten, z.B. Reisende oder 
Fluchtlinge. 

Inzwischen wurden 16 Zusatzprotokolle zur ERMK 
verabschiedet, wovon 14 in Kraft getreten sind. Diese 
Zusatzprotokolle enthalten zusatzliche materielle Grund-
rechte oder Verfahrensbestimmungen. Ich erwahne nur 
kurz zwei Protokolle: das 11. Zusatzprotokoll (in Kraft 
seit 01.11.1998), mit welchem das Individualbeschwerde-
recht und der standige Gerichtshof geschaffen wurden, 
sowie das 14. Zusatzprotokoll (in Kraft seit 01.06.2010), 

3  https://www.youtube.com/user/EuropeanCourt.  
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